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Berlin

Ein neues Kapitel 
für die wirtschaftliche Zukunft

Interview mit Dr. Karl König, Senator für Wirtschaft, Berlin

Herr Senator, nach langen 
Verhandlungen is t das Berlin- 
und Transitabkommen abge­
schlossen worden. Welche w irt­
schaftlichen Auswirkungen für 
Berlin erwarten Sie von diesen 
Abkommen?

Mit dem Inkrafttreten des Vier­
mächte-Abkommens wird ohne 
Zweifel ein neues Kapitel für 
die wirtschaftliche Zukunft der 
Stadt beginnen.

Es kann mit guten Gründen 
festgestellt werden: Die Grund­
lagen der wirtschaftlichen Le­
bensfähigkeit der Stadt werden 
eindeutig verbessert werden.

Ich denke dabei vor allem an 
die folgenden Elemente des Ab­
kommens:
□  Die Rechte der für die Stadt 
verantwortlichen drei IVlächte 
werden bestätigt; das ist für die 
Sicherheit, für die Lebensfähig­
keit und für das Vertrauen in die 
Zukunft der Stadt eine elemen­
tare Voraussetzung.
□  Die Bindungen West-Berlins 
an die Bundesrepublik und damit 
die Zugehörigkeit der Stadt zur 
Rechts-, Wirtschafts- und Finanz­
ordnung der Bundesrepublik 
werden künftig unbestritten, ja 
sogar entwicklungsfähig sein. 
Das bedeutet eine sichere 
Grundlage für langfristige Pla­
nungen der Wirtschaft in der 
Stadt.
□  Die Außenvertretung der 
Stadt durch die Bundesrepublik 
wird von der Sowjetunion ak­

zeptiert. Wir haben jetzt bessere 
Chancen für die Einbeziehung 
Berlins in den internationalen 
Austausch.

□  Der Verkehr von und nach 
Berlin wird frei sein von Behin­
derungen. Er wird erstmals seit 
dem Krieg eine detaillierte ver­
tragliche Grundlage haben, in 
der die Sowjetunion die Ver­
pflichtung übernommen hat, daß 
der zivile Berlin-Verkehr auf 
dem Straßen-, Schienen- und 
Wasserweg von Behinderungen 
frei sein wird. Das heißt Abbau 
politisch-psychologischer Bela­
stungen einerseits, konkrete 
praktische Verbesserung den 
wirtschaftlichen Austauschmög­
lichkeiten mit dem Bundesgebiet 
und darüber hinaus andererseits.

Glauben Sie, daß die Neigung 
der Unternehmer, in West-Berlin 
zu investieren, sich erhöhen 
w ird  und daß der Prozeß der 
Auslagerung von Produktions­
stätten aus West-Berlin ge­
stoppt wird?

Zunächst; „Der Prozeß der 
Auslagerung von Produktions­
stätten aus West-Berlin“ ist in 
den vergangenen Jahren in der 
Öffentlichkeit oft grob über­
zeichnet worden. Einen wirt­
schaftlichen Exodus hat es nicht 
gegeben.

Wir können in den letzten 
Jahren sehr erfreuliche Tenden­
zen bei der Investitionstätigkeit 
in Berlin feststellen. In den

Boomjahren 1968—1970 lagen 
die Zuwachsraten bei den indu­
striellen Investitionen in Berlin 
regelmäßig über denen des 
Bundesgebietes. Diese Intensi­
vierungen bei den Industrieinve­
stitionen werden sicherlich durch 
die Verbesserungen der politi­
schen Großwetterlage noch be­
günstigt werden.

Auf dem Sektor Industriean- 
siedlungen konnten wir schon 
in den vergangenen Jahren über 
mangelndes Interesse nicht kla­
gen. Hier bereitet uns der Pro­
duktionsfaktor Grund und Boden 
mehr Sorgen als eine vermeint­
liche Zurückhaltung von Berlin- 
Investoren.

Ich würde es mir wünschen, 
daß noch mehr Dienstleistungs­
unternehmen mit überregionaler 
Bedeutung den Weg nach Berlin 
fänden. Unser Förderungsinstru­
mentarium begünstigt ja bewußt 
auch diesen Kreis. Das Vier- 
mächte-Abkommen wird unsere 
Bemühungen auf diesem Gebiet 
sicherlich unterstützen. Die Be­
dingungen für wirtschaftliche 
Aktivitäten in Berlin werden sich
— gerade auf dem Dienst­
leistungssektor — spürbar ver­
bessern.

Die Alterspyram ide der Be­
völkerung West-Berlins ver­
schlechtert sich vor allem durch 
die Abwanderung junger Berli­
ner. W ird sich dies je tz t nach 
dem Vier-Mächte-Abkommen 
ändern?
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Ihre Feststellung, daß die Ab­
wanderung junger Berliner die 
Alterspyramide der West-Berli­
ner Bevölkerung verschlechtere, 
wird von den vorliegenden sta­
tistischen Daten nicht bestätigt.

Es trifft zwar zu, daß der Saldo 
der Wanderungsbewegung der 
Wohnbevölkerung mit dem übri­
gen Bundesgebiet seit 1962 fast 
immer negativ gewesen ist. 
Analysiert man diesen Saldo 
aber näher, so stellt sich heraus, 
daß gerade in der von ihnen 
erwähnten Gruppe der jüngeren 
Bevölkerung (18 bis 30jährige) 
in der Regel ein beachtlicher 
Zuwanderungsgewinn erzielt 
wurde. Von daher ist also die 
Alterspyramide der Berliner Be­
völkerung nicht verschlechtert 
worden. Der Wanderungsverlust 
ist auf Grund der Abwande­
rungsüberschüsse in den ande­
ren Bevölkerungsgruppen ent­
standen.

Wir rechnen damit, daß sich 
der Abschluß der Berlin-Verein­
barungen auch positiv auf die 
Wanderungsbewegung auswir­
ken wird. Die wirtschaftlichen 
Chancen in Berlin werden sich 
vergrößern. Der Wohn- und Frei­
zeitwert wird sich erhöhen, die 
Reisebedingungen von und nach 
Berlin auf dem Landweg werden 
sich verbessern. Das dürfte da­
zu beitragen, sowohl junge Ber­
liner in der Stadt zu halten wie 
auch mehr neue Bürger aus dem 
Bundesgebiet zu gewinnen.

Sollte die Bundesregierung ais 
sichtbares Zeichen der geänder­
ten Situation weitere w irtschaft­
liche Unterstützungsmaßnahmen 
fü r West-Berlin ergreifen?

Die Frage, ob die Bundes­
regierung über die bisher ge­
währten finanziellen und steuer­
lichen Vergünstigungen hinaus 
weitere wirtschaftliche Hilfen, 
für Berlin gewähren sollte, ist 
gegenwärtig nicht leicht zu be­
antworten. Zunächst sollte erst 
einmal abgewartet werden, wie 
sich die Verbesserungen der 
Situation Berlins, die im Vier- 
mächte-Abkommen vom 3. Sep­

tember 1971 und in den ergän­
zenden Vereinbarungen zwi­
schen der Bundesrepublik und 
der DDR festgelegt wurden, auf 
längere Sicht auswirken werden.

Bisher konnte West-Berlin 
keine Vorteile aus dem Vorzug 
seiner geographischen Lage 
zwischen Ost und West ziehen. 
Glauben Sie, daß West-Berlin 
zu e iner A rt „Drehscheibe“  
im  Ost-West-Handel werden 
könnte?

Das Wort von der „Drehschei­
benfunktion“ West-Berlins macht 
in der aktuellen wirtschaftspoli­
tischen Diskussion um die Be­
deutung des Berlin-Abkommens 
für die wirtschaftliche Zukunft 
der Stadt wieder die Runde. Um 
es ganz klar zu sagen: ich halte 
nicht viel von rein spekulativen 
Zukunftsvisionen.

Allerdings schafft das Vier- 
mächte-Abkommen Vorausset­
zungen, daß West-Berlin die 
Vorzüge seiner geographischen 
Lage zwischen Ost und West 
künftig mehr als bisher nutzen 
könnte. West-Berlin blieb infolge 
der politischen Gegebenheiten 
und der gegensätzlichen Inter­
essenlagen von vielen Entwick­
lungen des Austausches und der 
Kommunikation ausgeschlossen.

Jetzt sind entscheidende Wei­
chen für eine Verbesserung der 
überregionalen und internatio­
nalen Austauschbeziehungen 
und Kommunikationen gestellt.

Gegenüber der unbefriedigen­
den Lage in den zurückliegen­
den Jahren sind mit dem Vier- 
mächte-Abkommen bedeutsame 
Verbesserungen gerade auch 
auf diesem Gebiet erzielt wor­
den:
□  West-Berlin kann in Verträge 
einbezogen werden, die die BRD 
mit anderen Staaten schließt. 
Das ist für Berlin insbesondere 
bei Handelsverträgen mit den 
osteuropäischen Staaten von 
Wichtigkeit. Ein Zankapfel frü­
herer Jahre, der den Ostexport 
nicht nur unserer Stadt behin­
dert hat, ist damit vom Tisch.

□  Die BRD betreut nach In­
krafttreten des Vertragswerks 
unbestritten Berlin konsularisch 
auch in den Staaten des Rats 
für gegenseitige Wirtschafts­
hilfe (Comecon).

□  Messen, Ausstellungen, Kon­
gresse und Konferenzen mit 
Teilnehmern aus allen geogra­
phischen und politischen Him­
melsrichtungen werden unter 
politischen Aspekten leichter in 
Berlin durchgeführt werden kön­
nen. Die UdSSR erhebt hierge­
gen keine Bedenken mehr.

Q  Das sowjetische Generalkon­
sulat in West-Berlin wird eben­
falls einen Beitrag zur Verbes­
serung der Voraussetzungen für 
eine Intensivierung der Handels­
beziehungen leisten. Die wirt­
schaftlichen Kontakte und der 
Warenaustausch sind ausbau­
fähig.

Die allgemeinen Schwierigkei­
ten im Osthandel bestehen na­
türlich weiter. Vielleicht ergeben 
sich aber auch hier im Rahmen 
einer fortschreitenden Entspan­
nung zukünftig bessere Möglich­
keiten. Nur, das ist kein speziel­
les Berliner Problem. Ich halte 
es für möglich, West-Berlin stär­
ker als bisher zu einem Han­
dels- und Kontaktplatz zwischen 
Ost und West zu entwickeln.

Hier hat Berlin echte Stand­
ortvorteile. Finanzierungen, tech­
nische und wirtschaftliche Bera­
tung, Werbung, Ausstellungen -  
alles das sind Funktionen, die in 
Ansätzen bereits vorhanden 
sind und die — mit dem ent­
sprechenden institutionellen Un­
terbau — erweitert werden kön­
nen.

Es wäre jedoch falsch zu glau­
ben, daß diese Überlegungen 
von heute auf morgen um Ziel 
führen werden. Dazu wird noch 
lange und geduldige Arbeit nö­
tig sein.

Kommt es nach dem Berlin- 
und Transitabkommen zu einer 
Neuorientierung der Wirtschafts­
p o litik  des Berliner Senats?
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Wir sind dabei, die Chancen 
sehr gründlich zu überdenl<en, 
die sich aus dem Viermächte- 
Abi<ommen und den ergänzen­
den Vereinbarungen zwischen 
der BRD und der DDR für die 
Berliner Wirtschaft und die 
Wirtschaftspolitil< ergeben.

Wirtschaftspolitisch mußten 
wir uns in der Vergangenheit 
wegen der politischen Gegeben­
heiten zwangsläufig in erster 
Linie auf die Sicherung und den 
Ausbau der inneren Leistungs­
fähigkeit der Berliner Wirtschaft 
konzentrieren und konnten die 
internationalen Austauschbezie­
hungen nicht so entwickeln, wie 
wir es wollten.

Jetzt beginnt eine Etappe der 
Wirtschaftspolitik, in der sich 
die Möglichkeiten Berlins zur 
Einbindung in überregionale und 
internationale Austauschbezie­
hungen und Kommunikationen 
verbessern werden. Der Senat 
wird diese Chancen nutzen.

Zugleich ist der Spielraum für 
eine langfristige, vorausschau­
ende Gestaltung und Planung 
der Wirtschaftspolitik größer ge­
worden. Das heißt nicht, daß wir 
in der Vergangenheit wirtschafts­
politisch nur von der Hand in 
den Mund gelebt haben — un­
sere längerfristigen Überlegun­
gen wurden aber immer wieder 
von aktuellen politischen Ein­
flüssen beeinträchtigt.

Die Senatsverwaltung für 
Wirtschaft ist zusammen mit 
einem Team von Wissenschaft­
lern des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung mit der Er­
arbeitung von „Leitvorstellungen 
für die Berliner Wirtschaftspoli­
tik“ beschäftigt, in denen der 
Rahmen der für diese Dekade 
anzustrebenden Wirtschaftspoli­
tik abgesteckt werden soll.

Der Senat läßt sich bei seinen 
Überlegungen zur Berliner Wirt­
schaftspolitik aber auch nicht 
zuletzt vom Grundsatz der Kon­

tinuität leiten. Wirtschaftspoli­
tische Kontinuität ist vor allem 
deshalb erforderlich, weil sich 
Wirkungen des Viermächte-Ab­
kommens im einzelnen nicht un­
mittelbar einstellen werden und 
das Vertrauen in die positiven 
Wirkungen des Abkommens noch 
einer weiteren Festigung bedarf.

Das ist nach so vielen Jahren 
der Unsicherheit auch verständ­
lich.

Wir werden die möglichen 
Auswirkungen dieses für Berlin 
so eminent wichtigen Abkom­
mens sorgfältig beobachten und 
dann zu entscheiden haben, 
was, wann und wie evtl. verän­
dert werden soll. Dabei ist Richt­
schnur unseres Handelns, Berlin 
zum Nutzen der Menschen, die 
hier leben, zu einer auch wirt­
schaftlich blühenden Metropole 
zu entwickeln. Das ist unser 
Ziel, daran orientiert sich die 
Wirtschaftspolitik des Berliner 
Senats.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

DEMNÄCHST ERSCHEINT:

Hans-Eckart Scharrer (Hrsg.)

FÖRDERUNG PRIVATER DIREKTINVESTITIONEN
Eine Untersucliung der Maßnaiimen bedeutender Industrieländer

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist der internationale Ver­
gleich von Direktinvestitionen bedeutender Industrieländer (USA, G roß­
britannien, Frankreich, Japan, Bundesrepublik). Umfang und Struktur 
sowie Anreize und Diskriminierungen von industriellen Auslandsinve­
stitionen dieser Länder werden erstmalig in geschlossener Form analy­
siert. Dabei werden die klassischen Förderungsmaßnahmen (Garantien, 
Finanzierungshilfen, Informationshilfen) wie auch die Steuer- und devi­
senpolitischen Instrumente umfassend dargestellt, bewertet und ver­
glichen.

Großoktav, 633 Seiten, 1972, brosch. DM  24,50

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H H A M B U R G

WIRTSCHAFTSDIENST 1972/1! 77


